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1. PRÜFUNGSAUFTRAG 

 
Entsprechend § 128 Abs. 1 HGO i.V.m. § 131 Abs. 1 Nr. 1 HGO obliegt der Revi-
sion die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2023 unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Rechenschaftsberichtes für das Haushaltsjahr 
vom 01. Januar bis 31. Dezember 2023 der Gemeinde Trebur, nachfolgend Ge-
meinde genannt. 
 
Über das Ergebnis der Abschlussprüfung berichtet dieser Prüfungsbericht, der in 
Anlehnung an die Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschluss-
prüfungen des Instituts der Rechnungsprüfer (vgl. IdR L 260) erstellt wurde. 
 
 

2.  GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

 
2.1  Lage der Gemeinde 
2.1.1  Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf 

Im Rechenschaftsbericht, der vom Bürgermeister aufgestellt und vom Gemeinde-
vorstand bestätigt wurde, sind nach Auffassung der Revision die wesentlichen 
Aussagen zum Geschäftsverlauf und zur wirtschaftlichen Lage der Gemeinde ge-
troffen. Auf die Ausführung im Lage- und Rechenschaftsbericht der Gemeinde 
wird verwiesen. Auf die Aussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäfts-
verlauf der Gemeinde gehen wir unter Ziff. 4.6 genauer ein.  
 

2.1.2  Künftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken der künftigen Entwick-
lung 

Der Rechenschaftsbericht spiegelt nach Auffassung der Revision die wesentli-
chen Aussagen zur künftigen Entwicklung und zu den Chancen und Risiken der 
künftigen Entwicklung der Gemeinde hinreichend wieder.  
 

3.  GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

 
3.1  Gegenstand der Prüfung 

Erstellung, Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchführung, des Jahresab-
schlusses, bestehend aus Vermögensrechnung, Ergebnisrechnung, Finanzrech-
nung sowie dem Anhang und dem Rechenschaftsbericht liegen in der Verantwor-
tung des Gemeindevorstands der Gemeinde. 
 
Aufgabe der Revision ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflichtgemä-
ßen Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung, der Inventur, des Inventars sowie der örtlich festgelegten Nutzungsdau-
ern der Vermögensgegenstände und über den Rechenschaftsbericht abzugeben. 
 
Dazu hat die Revision den Haushaltsplan, die Buchführung, die Anlagen, den 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023, bestehend aus der Ergebnisrechnung, 
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der Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Vermögensrechnung sowie dem 
Anhang und dem Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr vom 01. Januar bis 
31. Dezember 2023 der Gemeinde geprüft. Der Jahresabschluss wurde unter Be-
achtung der Vorschriften zur Rechnungslegung nach der HGO und GemHVO auf-
gestellt. 
 
Im Rahmen des gesetzlichen Prüfungsauftrages wurde die Einhaltung der gesetz-
lichen Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtli-
chen Bestimmungen über den Jahresabschluss, einschließlich dem Anhang und 
dem Rechenschaftsbericht sowie die Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung geprüft. Dagegen war die Einhaltung anderer gesetzlicher Vor-
schriften sowie die Aufdeckung und Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten und 
strafrechtlicher Tatbestände, soweit sie nicht die Ordnungsmäßigkeit von Jahres-
abschluss, Anhang und Rechenschaftsbericht betreffen, nicht Gegenstand der 
Prüfung des Jahresabschlusses, des Anhangs und Rechenschaftsberichtes. 
 

3.2  Art und Umfang der Prüfung 

Die Revision hat die Prüfung nach §§ 128 und 131 HGO und dem risikoorientier-
ten Prüfungsansatz in Anlehnung an die vom Institut der Rechnungsprüfer (IdR) 
festgestellten Leitlinien zur Durchführung von kommunalen Jahresabschlussprü-
fungen in der Zeit von November 2024 bis Februar 2025 vorgenommen. 
 
Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass ein hinreichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die 
Buchführung, der Jahresabschluss und der Rechenschaftsbericht frei von we-
sentlichen Fehlaussagen sind. 
Dem risikoorientierten Prüfungsansatz gemäß hat die Revision eine am Risiko 
der Gemeinde ausgerichtete Prüfungsplanung durchgeführt. Diese Prüfungspla-
nung wurde auf der Grundlage der vorhandenen Informationen und erster analyti-
scher Prüfungshandlungen sowie einer grundsätzlichen Beurteilung des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems und des Risikomanagements 
erstellt. 
 
Die Abschlussprüfung schließt eine stichprobengestützte Prüfung der Nachweise 
für die Bilanzierung und die Angaben im Jahresabschluss und dem Rechen-
schaftsbericht ein. Sie beinhaltet die Prüfung der angewandten Bilanzierungs-, 
Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze sowie eine Beurteilung der Gesamtaus-
sage des Jahresabschlusses mit Anhang und des Rechenschaftsberichtes. 
 
Gegenstand der Prüfungshandlungen im Rahmen der Prüfung des Rechen-
schaftsberichtes waren die Vollständigkeit und die Plausibilität der Angaben. Die 
Angaben sind unter Berücksichtigung der während der Abschlussprüfung gewon-
nen Erkenntnisse beurteilt worden, ob sie in Einklang mit dem Jahresabschluss 
stehen, insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gemeinde vermitteln 
und die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellen. 
 
Die Prüfung umfasst aussagebezogene einzelfallorientierte Prüfungshandlungen 
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sowie Aufbau- und Funktionsprüfungen; die angewandten Verfahren zur Auswahl 
der risikoorientierten Prüfungshandlungen basieren auf einer bewussten Auswahl. 
Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prüfungshandlungen sowie der 
Einsatz der Mitarbeiter*innen wurden im Hinblick auf diese Prüfungsschwer-
punkte unter Berücksichtigung der Risikoeinschätzung sowie der Wesentlichkeit 
bestimmt. 

Die Revision des Kreises prüft aufgrund dieser zielorientierten Fortentwicklung 
wie folgt: 

Unterjährige Prüfung: 
 Ordnungsmäßigkeit des Finanzwesens und Einhaltung formaler Bestimmungen 
 Wirtschaftlichkeit der Haushaltsverfahren 
 Ordnungsmäßigkeit des Verwaltungshandelns 
 Systemprüfungen wie Forderungsmanagement, Risikomanagement etc. 
 Prüfung der vermögensverändernden Einzelmaßnahmen 
 Prüfung der einzelnen Jahresabschlüsse nach den üblichen Standards. 

 
Im Rahmen der in diesem Bericht dargestellten Jahresabschlussprüfung 2023 
wurde geprüft, ob 

 der Haushaltsplan eingehalten wurde, 
 die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch in vorschriftsmäßiger 

Weise begründet und belegt sind, 
 bei den Erträgen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und Auszahlun-

gen nach den geltenden Vorschriften verfahren wurde, 
 die Anlage zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist, 
 der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde darstellen und der Bericht 
nach § 112 Abs. 3 HGO (Rechenschaftsbericht) eine zutreffende Vorstellung von 
der Lage der Gemeinde vermittelt. 
 
Dabei wurden einbezogen: 

 die Buchführung, 
 die Übersicht über die festgelegte Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände. 

 
Der Jahresabschluss 2023 der Gemeinde beinhaltet alle Rechnungslegungskom-
ponenten, die die GemHVO vorsieht. 
 
Prüfungsgegenstand der Jahresabschlussprüfung sind die (fortgeschriebene) Bi-
lanz, die Ergebnisrechnung, die Finanzrechnung, ggf. die Teilrechnungen, der 
Anhang, der Rechenschafts- bzw. Lagebericht und die Buchführung. 
 
Geprüft wurden in der Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung die Finanzmit-
telflüsse in der Bilanz. Außerdem die Aufwendungen und Erträge, die mit den ein-
zelnen Bilanzposten in logischer Verbindung stehen. 
 
Die Teilhaushalte wurden entsprechend der Produktstruktur der Gemeinde aufge-
stellt, sie haben die Funktion von Budgets. Im Jahresabschluss erfolgt eine ent-
sprechende Produktrechnung. 
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Rechenschaftsbericht bzw. Lagebericht erläutern solche Vorgänge, die für die 
wirtschaftliche Gesamtbeteiligung der Kommune wichtig sind. Sie sollen die mög-
lichen Chancen und Risiken für die Entwicklung der Kommune darstellen. 
 
Die Übersicht über die örtlich festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensge-
genstände wurde auf Grundlage der vom Innenministerium bekannt gegebenen 
Abschreibungstabelle unter Berücksichtigung der tatsächlichen örtlichen Verhält-
nisse erstellt. Die Revision hat sich davon überzeugt, dass die Bestimmung der 
Nutzungsdauer so vorgenommen wurde, dass eine Stetigkeit für künftige Festle-
gungen von Abschreibungen gewährleistet wird. 
 
Die liquiden Mittel und die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen vom 
privaten Kreditmarkt sind anhand von Kontoauszügen, Saldenbestätigungen und 
Kassenunterlagen nachvollzogen worden. 
 
Ausgangspunkt der Prüfung war der geprüfte Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2022 sowie der Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr vom 01.01.2022 
bis einschließlich 31.12.2022 der Gemeinde. 
 
 

4.  FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

 
4.1  Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Der Jahresabschluss wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung und der ge-
prüften Bilanz des Jahres 2023 abgeleitet. Die Bilanzierungs- und Bewertungsre-
geln wurden beachtet.  
 

4.1.1  Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Nach den Prüfungsfeststellungen gewährleistet der auf Grundlage des 
KVKR-Kontenrahmens erstellte und im Berichtsjahr angewandte Kontenplan eine 
klare und übersichtliche Ordnung des Buchungsstoffes. 
Die Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die 
Belege wurden ordnungsgemäß angewiesen, überwiegend ausreichend erläutert 
und übersichtlich abgelegt. Die Zahlen der Vorjahresbilanz wurden richtig im Be-
richtsjahr vorgetragen. Der Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutref-
fend entwickelt und aufgestellt. 
Die Bestandsnachweise der Vermögensgegenstände, des Kapitals, der Schul-
den, der Rückstellungen, der Sonderposten, der Bilanzierungshilfen und der 
Rechnungsabgrenzungsposten sind erbracht. 
Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach der 
Feststellung der Revision den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden 
Satzungen und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Die aus den weite-
ren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen zu einer ordnungs-
gemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht. 

 



  
 

 

Seite 7 von 31 

Aufstellung des Jahresabschlusses 2023 

Der Jahresabschluss soll nach § 112 Abs. 5 HGO innerhalb von vier Monaten 
nach Abschluss des Haushaltsjahres durch den Gemeindevorstand aufgestellt 
und beschlossen werden. Der vorliegende Jahresabschluss wurde am 
24.04.2024, und somit fristgerecht, durch den Gemeindevorstand aufgestellt und 
beschlossen.  
Der Auftrag zur Prüfung wurde der Revision am 11.06.2024 übermittelt. Die Prü-
fung des Jahresabschlusses mit allen Unterlagen erfordert gem. Ziff. 1 der Hin-
weise zu § 128 HGO eine Erklärung gegenüber der Revision, dass die Unterla-
gen vollständig vorgelegt worden sind (Vollständigkeitserklärung).  
Die Vollständigkeitserklärung benennt folgende Auskunftspersonen: 

- Herr Bernhard Wambold 
- Frau Angelika Kobold 
- Frau Uta Mundschenk 
- Frau Patricia Botzen 
- Frau Christiane Krichbaum 

 
Die Unterlagen sowie der Aufstellungsbeschluss lagen zu Prüfungsbeginn am 
15.12.2024 vollumfänglich vor. Die Auskunftsbereitschaft der Verwaltung war un-
eingeschränkt.  
 

4.1.2  Ausführung des Haushaltsplans und der Haushaltssatzung  

Haushaltssatzung 2023 

Die Haushaltssatzung für das Berichtsjahr wurde am 24.02.2023 von der Ge-
meindevertretung beschlossen. Die Genehmigung der genehmigungsbedürftigen 
Teile wurde von der Kommunalaufsicht am 30.05.2023 erteilt. 
 
Die Veröffentlichung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes erfolgte zur 
Einsichtnahme bei der Gemeinde Trebur ab dem 01.06.2023. Der Haushaltsplan 
ist ab dem 07.06.2023 in Kraft getreten. Einen Nachtragshaushalt hat es im Be-
richtsjahr nicht gegeben. 
 

Einhaltung des Haushaltsplans / Haushaltsüberschreitungen 

Der Haushaltsplan ist die Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde. Er 
ist gemäß § 95 Abs. 1 HGO verbindlich. Die Ansätze des Haushaltsplans können 
in ihrer Höhe nur aufgrund der folgenden Vorschriften verändert werden: 

 eine Nachtragshaushaltssatzung (§ 98 HGO), 
 den Beschluss von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlun-

gen (§ 100 HGO), 
 die Erhöhung oder Verminderung von Ansätzen für Aufwendungen und Auszah-

lungen aufgrund von Mehrerträgen/-einzahlungen oder Mindererträgen/-einzah-
lungen (§ 19 GemHVO), 

 die Deckungsfähigkeit von Aufwendungen und Auszahlungen (§ 20 GemHVO) 
sowie 
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 übertragene Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen aus dem Vorjahr (§ 
21 GemHVO). 

Zu berücksichtigen ist hierbei, dass nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwen-
dungen, die erst bei der Aufstellung des Jahresabschlusses festgestellt werden 
können und nicht zu Auszahlungen führen, gemäß § 100 Abs. 4 HGO nicht als 
überplanmäßige oder außerplanmäßige Aufwendungen gelten. 
 

Haushaltsüberwachung 

Die Forderungen wurden gem. § 26 GemHVO ordnungsgemäß überwacht. Die 
Einzahlungen wurden rechtzeitig veranlasst. Die im Haushaltsjahr notwendigen 
Auszahlungen wurden zu den Fälligkeitstagen geleistet. Die Inanspruchnahme 
von Haushaltsmitteln wurde, wie nach § 27 GemHVO aufgegeben, überwacht. 
 

Haushaltsüberschreitungen 

Der Haushaltsplan bildet auch im doppischen Haushalts- und Rechnungswesen 
die Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde: Die darin enthaltenen 
Ansätze sind im Innenverhältnis für die Haushaltsführung verbindlich und dürfen 
nur unter bestimmten Voraussetzungen überschritten werden. Um das Budget-
recht der Gemeindevertretung durch über- und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen nicht auszuhöhlen, schreibt die Kommunalverfassung darüber 
hinaus vor, dass erhebliche Überschreitungen der vorherigen Zustimmung durch 
die Gemeindevertretung bedürfen. 
 
Im Vergleich zum Haushaltsansatz ergab sich aus der Gesamtergebnisrechnung 
die Mehraufwendung überwiegend im Bereich der Steuer- und der Versorgungs-
aufwendungen. Eine statistische Erhebung, in welchem Umfang die pandemische 
Lage für die Steigerung verantwortlich ist, hat es durch die Gemeinde Trebur 
nicht gegeben. Wir stellten fest, dass den Mehraufwendungen entsprechende 
Mehrerträge gegenüberstehen. Der Ausgleich war demnach nicht gefährdet.  
 
Über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen dürfen nicht zu 
einem erheblichen Fehlbetrag im Ergebnishaushalt, oder zu einer Verschlechte-
rung eines geplanten Fehlbetrages im Ergebnishaushalt führen (§ 98 Abs. 2 Nr. 1 
HGO).  
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Übertragung von Haushaltsermächtigungen 

Haushaltsermächtigungen wurden wie folgt übertragen: 

 2021 nach 2022 2022 nach 2023 
HE Ergebnishaushalt 227.271,72 € 135.698,26 
HE Finanzhaushalt 1.079.581,95 € 2.679.590,78 
Summe 1.306.853,67 € 2.815.289,04 

 
Die Übertragung der Haushaltsreste in das Jahr 2023 wurde mit der Aufstellung 
des Jahresabschlusses am 24.02.2023 durch die Gemeindevertretung beschlos-
sen. Demnach wurden Haushaltsermächtigungen aus dem Ergebnishaushalt auf-
grund begonnener aber noch nicht abgeschlossener Verpflichtungen übertragen. 
Im Finanzhaushalt wurden auch Übertragungen aus den Jahren vor 2022 vorge-
nommen.  
 
Damit setzt sich der Betrag aus übertragenen Haushaltsermächtigungen im Fi-
nanzhaushalt für 2023 von 1.977.028,74 Euro und von 702.562,04 Euro Haus-
haltsermächtigungen aus Vorjahren zusammen.  
 
Die Ansätze für Auszahlungen von Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen bleiben gemäß § 21 Abs. 2 GemHVO bis zur Fälligkeit der letzten Zah-
lung für ihren Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längs-
tens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder 
der Gegenstand in seinen wesentlichen Teilen benutzt werden kann. Werden 
diese Maßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ansätze für die 
Auszahlungen bis zum Ende des zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahres 
verfügbar.  
 
Dazu haben wir in der Verwaltung eine Aufstellung angefordert, die die Übertra-
gungen aus den Vorjahren begründet. Bei der Prüfung der Aufstellung und dem 
Abgleich der Maßnahmen mit der Anlagebuchhaltung haben wir festgestellt, dass 
die gesetzlichen Regelungen nach § 21 GemHVO eingehalten wurden und An-
sätze nicht über das zweite dem Haushaltsjahr folgenden Jahr hinaus übertragen 
wurden. 
 
Wir haben die Einhaltung der Grundsätze des § 95 HGO "Haushaltsplan" und § 
10 GemHVO "Allgemeine Planungsgrundsätze" geprüft. Veranschlagte Ausga-
ben, deren Leistung im laufenden Jahr nicht mehr zu erwarten sind, wurden im 
neuen Haushaltsplan eingestellt, wenn die Zahlungen im neuen Jahr erfolgen sol-
len. Die Vergabe von Aufträgen wurde ordnungsgemäß geplant und sind die not-
wendigen Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 94 HGO "Haushaltssatzung" 
veranschlagt. 
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen am Verwaltungshandeln oder den ausge-
wiesenen Werten. 
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Haushaltsgrundsätze 

Die Haushaltsgrundsätze wurden überwiegend beachtet. Bei der Zweckbindung 
von Erträgen war auffällig, dass der nach § 19 GemHVO vorgeschriebene Haus-
haltsvermerk fehlte. Dieser wäre jedoch notwendig, um vom Grundsatz der Ge-
samtdeckung (§18 GemHVO) abzuweichen. Wir gehen davon aus, dass die 
Zweckbindung an dieser Stelle nicht das buchhalterisch korrekte Mittel war. Wir 
gehen auf den Sachverhalt in Pos. 4.3.4 unter „sonstige Verbindlichkeiten“ dieses 
Berichts näher ein. 
 

Inanspruchnahme und Vortrag von Kreditermächtigungen 

Die Haushaltssatzung 2023 sah Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen in Höhe von 6.000.000,00 € vor. Liquiditätskredite 
wurden nicht beansprucht. Mit Schreiben vom 30.05.2023 wurden die Kreditauf-
nahmen von der Kommunalaufsicht genehmigt.  
 
Die Entwicklung des Schuldenstandes stellt sich in diesem Zusammenhang wie 
folgt dar:  
 
Investitionskredite - Schuldenstand zum 
01.01.2023 

3.094.263,60 € 

Kreditaufnahme 0,00 €  
Tilgung Kreditinstitute 250.531,04 € 
Schuldenstand zum 31.12.2023 2.843.732,56 € 

 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
 

Vorläufige Haushaltsführung 

Die Gemeinde Trebur befand sich bis zum 06.06.2023 in der vorläufigen Haus-
haltsführung. Die Einhaltung der Regelungen des § 99 HGO war Bestandteil die-
ser Prüfung. Im Rahmen dieser haben wir Aufwendungen und neue Verpflichtun-
gen die vor dem 06.06.2023 eingegangen wurden, untersucht. Dabei haben wir 
festgestellt, dass die Aufwendungen für bezogene Leistungen aus vertraglichen 
Vorgaben erfolgten, diese sind im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung ab-
gedeckt.  
 
Die übrigen Prüfungen der Aufwandskonten haben unsere Aussage aus der Jah-
resabschlussprüfung 2022 an ebendieser Stelle bestätigt. Diese wird hier nicht er-
neut wiedergegeben. Eine Korrektur der Vorgehensweise wird durch die Revision 
zum Berichtsjahr 2025 erwartet. Dies werden wir dann genauer prüfen. 
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten.  
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Entlastung des Jahresabschlusses 2021 

Die Gemeinde Trebur hat den zuletzt geprüften Jahresabschluss 2022 am 
21.02.2025 der Gemeindevertretung zur Beschlussfassung vorgelegt. Der Jah-
resabschluss 2022 wurde von der Gemeindevertretung genehmigt. Mit selbigem 
Datum wurde dem Gemeindevorstand die Entlastung erteilt. 
 
 

4.2  Aktiva 

 
4.2.1  Anlagevermögen 

Das Anlagevermögen besteht aus immateriellen Vermögensgegenständen, dem 
Sachanlagevermögen und den Finanzanlagen. Wir prüften aufgrund des risikoori-
entierten Prüfansatzes und unserer Prüfungsplanung im Bereich der immateriel-
len Vermögensgegenstände die geleisteten Investitionszuweisungen und -zu-
schüsse. Für die Sachanlagen prüften wir Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte sowie geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau (weiter: AIB). 
Die einzelnen Anlagekonten sind im Anhang zum Jahresabschluss 2023 aufge-
führt.  
 
In den einzelnen Anlagekonten sind im Vergleich zum Vorjahr keine erheblichen 
Veränderungen festzustellen. Lediglich auf die Veränderungen der Anlage im Bau 
mit einer Steigerung der Werte gehen wir hier genauer ein. 
 

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 

Geleistete Anzahlungen sind geldliche Vorleistungen auf schwebende bzw. noch 
nicht abgewickelte Geschäfte. AIB sind noch nicht betriebsbereite Vermögensge-
genstände. Sie werden auf Konten 09 AIB nachgewiesen. Wird die Herstellung 
bzw. die Anschaffung beendet, und in Betrieb genommen, sind die Anschaffungs- 
und Herstellungskosten (weiter: AHK) im entsprechenden Sachkonto zu aktivie-
ren. 
 

Kontenentwicklung in € 
Anfangsbestand zum 01.01.23 421.236,54 
 +  Zugänge 488.786,43 
 –  Abgänge 0,00 
 –  Umbuchung/Aktivierung 0,00 
Endbestand zum 31.12.23 910.022,97 

 
Abgänge aus Anlagen im Bau können nur dann verbucht werden, wenn die Ge-
meinde Anlagegüter zu aktivieren hat. Dies war nach Aussage der Verwaltung in 
2023 nicht der Fall. So wurde kein Anlagegut fertiggestellt und nutzbar, woraus 
sich eine Aktivierung ergeben hätte.  
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An dieser Stelle verweisen wir auf den Abschnitt 4.2.3 "Grundstücksverkauf auf 
Raten gegenüber einem Gewerbetreibenden" des Prüfungsberichtes 2016 der 
Revision des Kreises Groß-Gerau. 
 
Die buchhalterische Abbildung dieses Sachverhalts wurde bereits im Jahresab-
schluss 2016 von der Revision des Kreises Groß-Gerau beanstandet. Auch die 
Jahresabschlüsse der folgenden Jahre weisen bis zur letzten Ratenzahlung ein 
nicht den tatsächlichen Verhältnissen entsprechende Vermögens- Finanz- und 
Ertragslage aus. Da keine sachgerechten Korrekturen in den Jahren 2016 bis 
2023 durch die Gemeinde erfolgten, wurde und wird der Prüfungsvermerk für die 
Jahresabschlüsse 2016 bis 2023 eingeschränkt. 
 
Wir weisen nachrichtlich darauf hin, dass auch künftig der Bestätigungsvermerk 
eingeschränkt ausgesprochen wird, sollte weiterhin gegen die Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchhaltung verstoßen werden. Dies ist der Fall, solange die Ver-
buchung des "Grundstücksgeschäfts" nicht ordnungsgemäß erfolgt. 
 

Inventur/Inventar 

Die Inventur ist eine wert- und mengenmäßige Bestandsaufnahme aller Vermö-
gensgegenstände und Schulden. Gem. § 35 Abs. 2 GemHVO ist in der Regel alle 
drei Jahre eine körperliche Bestandsaufnahme durchzuführen.  
 
Eine körperliche Inventur hat zuletzt im Jahr 2024 stattgefunden. Aufgabe der 
Prüfung war festzustellen, ob die durchgeführte Inventur regelkonform, also nach 
den Vorgaben der GemHVO und den einschlägigen Hinweisen vorgenommen 
wurde.  
 
Wir haben die Inventare stichprobenartig bei der Freiwilligen Feuerwehr, dem 
Bauhof und dem Café Wunderbar geprüft. 
 
Die Gemeinde Trebur hat eine Inventarrichtlinie erlassen, diese wird von den ein-
zelnen Fachbereichen angewendet. Grundsätzlich sind alle Anlagegüter einzeln 
nach Art, Menge und Wert erfasst, soweit dies wirtschaftlich vertretbar ist.  
 
Wir haben bei der Freiwilligen Feuerwehr und dem Bauhof vor Ort stichprobenar-
tig Inventare geprüft. Diese waren lückenlos nachgewiesen. Zugänge, Abgänge 
und sonstige Veränderungen werden überwiegend zeitnah gepflegt bzw. inventa-
risiert. Eine körperliche Inventur findet nach Aussage der Verwaltung regelmäßig 
und gesetzeskonform nach § 35 Abs. 2 GemHVO alle 3 Jahre statt.  
 
Bei der Prüfung der Inventurliste des Cafés Wunderbar haben wir festgestellt, 
dass Bezeichnungen wie beim Anlagengut A10-000065 (beschrieben mit „Einrich-
tung, Soziales Netz“) nicht schlüssig sind. Laut Auskunft von Herrn Wambold 
liege das Problem wohl in der Anzahl der möglichen verwendbaren Zeichen, dass 
eine genauere Bezeichnung nicht gewählt werden konnte. Nach Abschluss der 
Prüfung wurde uns nachträglich eine Liste mit den einzelnen Ausstattungsgegen-
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ständen zur Verfügung gestellt. Diese weist mehrere Gegenstände zur Anlagen-
nummer aus. Für die Zusammenveranlagung von Gegenständen die sonst unter 
die geringwertigen Wirtschaftsgüter fallen, hat die Gemeinde in der Inventurrichtli-
nie Ziff. 2.3.3.2 eine Regelung aufgeführt. Hier wird die Gleichartig- und -wertig-
keit der Gegenstände geregelt. Bei der vorgelegten Liste handelt es sich aber 
nicht um gleichartige oder gleichwertige Gegenstände. 
 
Wir empfehlen die Umsetzung der Inventurrichtlinie Ziff. 2.3.4 zu überwachen. 
 
 

4.2.2  Umlaufvermögen 

Forderungsbewertungen und Wertberichtigungen auf Forderungen 

Nach § 40 Nr. 2 GemHVO sind Forderungen grundsätzlich nach den tatsächli-
chen Verhältnissen einzeln zu bewerten. Soweit dies nur unter unverhältnismäßig 
hohem Aufwand geschehen kann, sind Pauschalwertberichtigungen in angemes-
sener Höhe vom Gesamtbetrag abzusetzen, vgl. § 43 Abs. 4 GemHVO.  
Gemäß Nr. 12 der Hinweise zu § 30 GemHVO sind spätestens bei den Jahresab-
schlussarbeiten zweifelhafte Forderungen im Wert zu berichtigen und uneinbring-
liche Forderungen sofort abzuschreiben. 
 
Die Gemeinde Trebur hat bereits am 15.04.2015 einen Leitfaden zur Forderungs-
bewertung erstellt, der klare Regeln beinhaltet. Für die Berechnung der Wertbe-
richtigungen wurden die anerkannten Methoden angewendet. Die übersandten 
Listen aus denen die jeweiligen Wertberichtigungen hervorgingen waren nachvoll-
ziehbar. 
 
Die Bewertung der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände erfolgte 
einzeln nach dem Nennwert der Forderung. Zusätzlich ist eine Einzel- und eine 
Pauschalwertberichtigung durchgeführt worden. Die Prüfung der Wertberichtigun-
gen fand stichprobenartig und risikoorientiert statt. 
 
Dabei haben wir festgestellt, dass eine Einzelwertberichtigung im Berichtsjahr 
nicht vorgenommen wurde, da diese bereits im Laufe des Jahres durch Nieder-
schlagungen bereinigt wurden. Bei der pauschalierten Einzelwertberichtigung 
wurden in Summe 351.457,76 € Forderungen gemindert, bei der Pauschalwertbe-
richtigung sind als uneinbringlicher Wert 4.343,72 € gebucht. Anhaltspunkte für 
nicht wahrgenommene Wertberichtigungen haben wir in der Prüfung nicht festge-
stellt. Vorgenommene Wertberichtigungen wurden hinreichend begründet und do-
kumentiert. 
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
 

Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände 

Die Forderungen der Gemeinde sind gem. § 49 Abs. 3 Nr. 2.3 GemHVO Hessen 
auf der Aktivseite der Bilanz im Umlaufvermögen ausgewiesen. Nach der Sicher-
stellung einer vollständigen Erfassung aller Forderungen ist es somit notwendig, 
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die Forderungen den gesetzlich vorgeschriebenen Forderungsklassen zuzuord-
nen. Nach § 49 Abs.3 Nr. 2.3 GemHVO Hessen werden die Forderungsarten dif-
ferenziert voneinander dargestellt.  
 
Wir haben im Rahmen der Prüfung die Abweichungen der einzelnen Jahre ge-
genübergestellt. 
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 2022 in € 2023 in € Veränderung in € 

Forderung aus Zuweisun-
gen und Zuschüssen 

923.671,14 1.086.841,99 163.170,85 

Forderung aus Steuern 
und Steuerähnlichen Er-
trägen 

1.486.676,83 1.067.374,50 -419.302,33 

Forderung aus Lieferun-
gen und Leistungen 

290.821,32 35.281,56 -255.539,76 

Forderung gg. verbundene 
Unternehmen 

0,00 0,00 0,00 

Sonstige Vermögensge-
genstände 

96.417,36 197.944,06 101.526,70 

 

Wir prüften stichprobenartig alle Forderungskonten und haben sie, ebenfalls 
stichprobenartig, mit den Vorjahreszahlen verglichen.  
 

Kreditorische Debitoren 

Zum Bilanzstichtag hat eine Auswertung der Debitorenbuchhaltung zu erfolgen. 
Ergibt die Auswertung der Debitorenbuchhaltung negative Salden, d.h. das Konto 
eines Debitors ist ausnahmsweise im Haben, da die Gemeinde ihm Geld schul-
det, wird dieser als kreditorischer Debitor bezeichnet. Hierbei handelt es sich um 
eine Verbindlichkeit, die bei den anderen sonstigen Verbindlichkeiten auszuwei-
sen ist. Eine weitere Differenzierung ist nicht erforderlich. Die Umgliederung er-
folgt zum 31.12. rein auf bilanzieller Ebene; zum 01.01. des Folgejahres ist ent-
sprechend eine Umkehrbuchung vorzunehmen. 
 
Die Gemeinde Trebur hat die negativen Salden zum Jahresende als Buchung in 
die sonstigen Verbindlichkeiten vorgenommen und bilanziell abgebildet. Eine 
Rückbuchung zum 01.01.2024 ist erfolgt. 
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an der Vorgehensweise und den ausge-
wiesenen Werten. 
 

Debitorische Kreditoren 

Wir prüften außerdem die Buchung und Auflösung von debitorischen Kreditoren. 
Hierbei handelt es sich um Forderungen die zum Jahresende in der Bilanz unter 
ebendiesen „sonstigen Forderungen“ auszuweisen sind. Insoweit prüften wir, ob 
die Forderung im Folgejahr verwirklicht wurde, oder über mehrere Jahre fälschli-
cherweise "mitgeschleppt" wird. Hierbei zu beachten ist, dass nach § 38 
GemHVO (Saldierungsverbot) nicht mit Verbindlichkeiten saldiert werden darf.  
Die Verwaltung hat uns Unterlagen hierzu zur Verfügung gestellt, aus denen auch 
die Ursache für die Buchung hervorgeht. Wir haben stichprobenartig im Buchhal-
tungssystem die Aufklärung und Buchung der debitorischen Kreditoren nachvoll-
zogen. Zeigt die Auswertung der Kreditorenbuchhaltung negative Salden (Soll-
saldo), wird also der Kreditor zum Gläubiger, handelt es sich um debitorische Kre-
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ditoren. Der Saldo ist eine Forderung und analog zu bearbeiten. Eine entspre-
chende Umgliederung ist zum 31.12. zu den sonstigen privatrechtlichen Forde-
rungen auf rein bilanzieller Ebene vorzunehmen und zum 01.01. des Folgejahres 
zurück zu buchen. Es erfolgt keine weitere Differenzierung. 
 
Die Gemeinde Trebur hat die negativen Salden zum Jahresende als Buchung in 
die sonstigen Forderungen vorgenommen und bilanziell abgebildet. Eine Rückbu-
chung zum 01.01.2024 ist erfolgt.  
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an der Vorgehensweise und den ausge-
wiesenen Werten.  
 

Offene Posten 

Es wurden OP-Listen vorgelegt, die die Forderungen gegenüber dem Eigenbe-
trieb Abwasser ausweisen. Für die Forderung von Personalkosten, deren Leis-
tung im Berichtsjahr, die Zahlung jedoch erst in 2024 erfolgte. Das Buchungsda-
tum wurde auf den 31.12.2023 datiert, sodass die periodengerechte Erfassung 
erfolgte. 
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 

 

Kostenrechnende Einrichtungen 

Die Gemeinde Trebur ist in hohem Maße von kaum beeinflussbaren Faktoren wie 
der Gewerbesteuer, dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und den ent-
sprechenden Wirkungen im Kommunalen Finanzausgleich (Schlüsselzuweisung, 
Kreis-/Schulumlage) abhängig. Zudem besteht bei der Gemeinde als letztem 
Glied in der Kette staatlichen Handelns eine hohe Abhängigkeit von Gesetzen 
und Verordnungen des Bundes und des Landes Hessen, die auf Umfang, Inhalt 
und Ausführung von Aufgaben der Gemeinde Einfluss nehmen, zumeist aber 
nicht für eine adäquate Finanzierung sorgen. Diese Umstände stellen nach wie 
vor ein hohes Risiko der gemeindlichen Haushaltswirtschaft dar. 
 
Wir haben in der Prüfung der kostenrechnenden Einrichtungen eine andere als 
die bisherige Prüftätigkeit ausgeübt. In den Vorjahren wurde der erreichte Kosten-
deckungsgrad errechnet und in der Prüfung ausgewiesen. Dieses Zahlenwerk 
wurde uns von der Verwaltung zur Prüfung vorbereitet. Deshalb war in dieser 
Prüfung der Ansatz, eine Überwachung der Gebührensatzungen vorzunehmen.  
 
Die Gebührensatzungen ermöglichen dem gemeindlichen Haushalt Ausgaben zu 
decken und Forderungen aus Transferaufwendungen zu erwirtschaften.  
 
Entgegen der allgemein in den Kommunen vorherrschenden Meinung, ist es nicht 
nötig nur über eine Erhöhung der Grund- und Gewerbesteuern die Aufwendungen 
zu decken, sondern auch über die restlichen Gebührenerträge. So stellten wir 
fest, dass bei der Gemeinde Trebur eine Vielzahl an Satzungen bereits aktuell 
vorgehalten werden. Bei den Satzungen „Gebührenordnung Friedhofsordnung“ 
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(aus 2018) „Spielapparatesteuer“ (2014) und „Sondernutzung“ (2015) haben wir 
bereits in der Prüfung des Jahresabschlusses 2022 empfohlen eine Aktualisie-
rung vorzunehmen, denn gerade dort, wo die Ausgaben der Gemeinde aufgrund 
von Kostensteigerungen bei Personal- und Sachkosten keine Anpassung erfah-
ren, gerät der Haushalt in Schieflage.  
 
Die Verwaltung sicherte uns zu, dass die Gebührensatzungen regelmäßig über-
wacht werden und eine Anpassung nach wirtschaftlichem Ermessen erfolgt. 
 

 

4.2.3  Flüssige Mittel 

Wir haben die ausgewiesenen liquiden Mittel mit den Bestandskonten, den 
Saldenbestätigungen der Banken und dem Ergebnis der Finanzrechnung abge-
stimmt und mit dem Tagesabschluss abgeglichen. Die Konten stimmen mit den 
ausgewiesenen Werten überein. 
 
Wir stellten fest, dass die Gemeinde im Jahr 2023 bei den Flüssigen Mitteln eine 
positive Entwicklung ausweisen. Im Vergleich zum Vorjahr steigerte sich der Wert 
um 2.724.990,05 € auf 11.062.962,85 €. 
 
Wir haben außerdem die Entwicklung der liquiden Mittel und der Verbindlichkei-
ten gegenüber Kreditinstituten zu den Vorjahren untersucht. Dazu haben wir ei-
nen Vergleich der Beträge des aktuellen Haushaltsjahres mit dem Vorjahr, auf ab-
solute und prozentuale Abweichungen vorgenommen. Wir haben keine außerge-
wöhnlichen Vorkommnisse festgestellt. 
 
Wir prüften im Bereich der Liquiden Mittel und Verbindlichkeiten gegenüber Kre-
ditinstituten ob sonstige, im Rahmen der IKS-Prüfung bislang noch nicht unter-
suchte, interne Kontrollen bestehen (z. B. durch Dienstanweisungen, Vier-Augen-
Prinzip, Vertretungs- und Zeichnungsberechtigung, Sicherheit des Online-Ban-
kings, Richtlinien zum Kassenverkehr und zur Überwachung von Kreditlinien). Die 
Dienstanweisung für Zahlstellen und Handvorschüsse, die Allgemeine Geschäfts-
anweisung und die Dienstanweisung Gemeindekasse haben wir im Zusammen-
hang mit der buchhalterischen stichprobenartigen Prüfung untersucht. Dabei ha-
ben wir keine Auffälligkeiten festgestellt. 
 
Es ergeben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
 

4.2.4  Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 

Die Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten (weiter ARAP) sind Korrekturposten, 
mit denen Aufwendungen seitens der Gemeinde der betreffenden Rechnungspe-
riode zugeordnet werden, § 45 Abs. 1 GemHVO. Bei ARAP handelt es sich um 
Ausgaben vor dem Bilanzstichtag, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit 
nach diesem Tag darstellen. Ob ausgaben als Aufwand für eine Zeit nach dem 
Bilanzstichtag zu werten sind, entscheidet sich danach, ob der „wirtschaftliche 
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Grund“ für die Ausgabe in der Zukunft liegt. Beispiele für ARAP sind getätigte Vo-
rauszahlungen für Mieten, von Beamtenbezügen und Versicherungsprämien.  
 
Im Bereich ARAP aus Lieferungen und Leistungen (weiter LuL) sind die beiden 
wesentlichen Positionen die Beamten- und Versorgungsbezüge für den Januar 
des Folgejahres. Wir prüften außerdem in diesem Zusammenhang die Verträge 
im IT-Bereich. Da es sich hier um wiederkehrende Aufwendungen handelt war 
hier Prüfungsschwerpunkt, ob in diesem Bereich ein ARAP notwendig wäre um 
die Vermögenslage der Gemeinde ordnungsgemäß abzubilden. Die geprüften 
Verträge haben keinen Hinweis darauf gegeben, die Zahlungen erfolgen nicht im 
Voraus. 
 
Wir prüften die Auflösung der ARAP des Vorjahres, welche entsprechend der Fäl-
ligkeit im Folgejahr aufgelöst wurden. Die einzelnen ARAP wurden durch entspre-
chende Unterlagen nachgewiesen und sind rechnerisch richtig. Die korrespondie-
renden Aufwandsbuchungen sind in der Ergebnisrechnung richtig ausgewiesen.  
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
 
 

4.3  Passiva  

 
4.3.1  Eigenkapital 

Das Eigenkapital stellt die Differenz zwischen Aktiva (Vermögen) und den Son-
derposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungsposten 
auf der Passivseite der Bilanz dar, § 58 Nr. 11 GemHVO. 
 

Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen und außerordentlichen Ergebnis-
ses 

Bei einer Rücklage handelt es sich um einen Bestandteil des Eigenkapitals. Es 
wird zwischen Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen und außerordentli-
chen Ergebnisses, zweckgebundenen Rücklagen und Sonderrücklagen unter-
schieden, § 58 Nr. 28 GemHVO.  
 
Die Gemeinde Trebur weist in ihrem Jahresabschluss 2023 Zuführungen zu den 
Rücklagen des ordentlichen und außerordentlichen Ergebnisses aus.  
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Ergebnis aus dem laufenden Jahr 

Bezeichnung 
Stand zum 
31.12.2023 in € 

JA 2022 in € 
Veränderung in € 

Ordentliches Ergebnis 919.664,54 783.211,62 136.452,92 

Außerordentliches Er-
gebnis 

2.844.984,42 2.360.934,35 484.050,07 

Ergebnis 3.764.648,96 3.144.145,97 620.502,99 

 
Das Ergebnis aus den Zuführungen zu den Rücklagen hat sich gegenüber dem 
Vorjahr sichtbar verbessert. Im ordentlichen als auch im außerordentlichen Er-
gebnis wird ein Zuwachs ausgewiesen.  
 
 

Bezeichnung 
Stand zum 
31.12.2023 in € 

JA 2022 in € Veränderung in € 

Ordentliches Ergebnis 2.047.824,58 248.038,26 1.799.786,32 

Außerordentliches Er-
gebnis 

95.595,23 484.050,07 - 388.454,84 

Ergebnisvortrag 2.143.419,81 732.088,33 1.411.331,48 

 
Der Haushaltsplan sah im Ergebnis einen Überschuss von 4.410,00 € vor. Diesen 
hat die Gemeinde deutlich übertroffen. Die einzelnen Haushaltsabweichungen 
sind in der Ergebnisrechnung ersichtlich.  
 
 

4.3.2 Sonderposten 

 
Empfangene Investitionszuweisungen, -zuschüsse und Investitionsbeiträge sind 
gem. § 38 Abs. 4 GemHVO als Sonderposten in der Vermögensrechnung (Bi-
lanz) auszuweisen und nach Maßgabe der Erfüllung der Verpflichtung aus dem 
Zuwendungsverhältnis zeitbezogen aufzulösen. Können empfangene pauschale 
Investitionszuweisungen und -zuschüsse nicht maßnahmenbezogen zugeordnet 
werden, darf der Sonderposten jährlich mit einem Zehntel des Ursprungsbetrags 
aufgelöst werden.  
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Die Sonderposten stellen sich im Jahr 2023 für die Gemeinde Trebur wie folgt 
dar: 
 

Bezeichnung 
Stand zum 
31.12.2023 in € 

JA 2022 in € Veränderung in € 

Zuweisungen vom 
öffentlichen Bereich 

2.733.228,49 2.701.927,23 31.301,26 

Zuweisungen von 
nicht öffentlichen 
Bereichen 

39.943,62 40.577,93 - 634,31 

Investitionsbeiträge 2.944.177,22 3.085.073,00 - 140.895,78 
Sonderposten für 
Gebührenausgleich 

   

Sonstige Sonder-
posten 

129.150,74 129.244,48 - 83,74 

Summe 5.846.500,07 5.956.822,64 - 110.322,57 
  
Die Prüfungsziele bezogen sich darauf, ob die Übernahme der Vorjahreswerte 
richtig erfolgt ist, die Anlagenbuchhaltung in diesem Bereich mit der Vermö-
gensrechnung übereinstimmt und die Zugänge entsprechend der Beitrags- und 
Zuwendungsbescheide richtig (z. B. Nutzungsdauer, Sachkonto) gebucht sind. 
 
Die ertragswirksame Auflösung der Sonderposten findet ratierlich je nach Nut-
zungs- bzw. Zweckbindungsdauer als Ertrag über die Anlagenbuchhaltung statt. 
Das Saldierungsverbot von Zuführung und Auflösung wurde beachtet, die Ge-
genbuchungen sind zutreffend in der Ergebnisrechnung ausgewiesen, bei der 
Auflösung wurde entsprechend der Nutzungsdauer kongruent aufgelöst. 
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
 
 

4.3.3 Rückstellungen 

Grundlage für die Bildung von Rückstellungen ist § 39 GemHVO. Demnach sind 
für die nachstehend im Einzelnen aufgeführten ungewissen Verbindlichkeiten 
und unbestimmten Aufwendungen Rückstellungen zu bilden. Darüber hinaus 
können unter der Position „Sonstige Rückstellungen“ für weitere ungewisse Ver-
bindlichkeiten Rückstellungen gebildet werden. Hierzu gehören unter anderem 
Rückstellungen für Urlaubsansprüche, geleistete Überstunden und ausstehende 
Rechnungen für von Dritten erbrachte LuL. 
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Rückstellungen dürfen nur dann aufgelöst werden, soweit der Grund für ihre Bil-
dung entfallen ist. Insgesamt stellen sich die Rückstellungen im Berichtsjahr wie 
folgt dar: 
 
 
Bezeichnung Stand zum 

31.12.2023 in € 
JA 2022 in € Veränderung in € 

Rückstellungen für Pensi-
onen und ähnliche Ver-
pflichtungen 

6.264.006,00 5.935.166,00 328.840,00 

Rückstellungen für Fi-
nanzausgleich und Steu-
erschuldverhältnisse 

442.100,00 1.310.500,00 -868.400,00 

Rückstellungen für die 
Rekultivierung und Nach-
sorge von Abfalldeponien 

0,00 0,00 0,00 

Sonstige Rückstellungen 1.065.250,71 244.944,91 820.305,80 
Summe 7.771.356,71 7.490.610,91 280.745,80 

 
Auf den gem. § 52 Abs. 3 GemHVO zu erstellenden Rückstellungsspiegel im 
Anhang zum JA 2023 wird verwiesen. 
 

Pensionsrückstellungen und ähnliche Verpflichtungen 

Die Pensionsrückstellungen sind personenbezogen aufgrund finanzmathema-
tisch-qualifizierter Berechnungen zu erstellen. Sofern die Voraussetzungen des § 
107 b BeamtVG vorliegen, ist die vom bisherigen Dienstherrn für diesen Beamten 
gebildete Pensionsrückstellung auch über den Zeitpunkt des Ausscheidens bis 
zur Klärung der versorgungsrechtlichen Ansprüche beizubehalten. 
 

Bezeichnung 
Stand zum 
31.12.2023 in € 

JA 2022 in € Veränderung in € 

Verpflichtungen aus Ver-
sorgungsrücklage 

5.133.373,00 4.871.253,00 262.120,00 

Verpflichtungen für Alters-
teilzeit u ähnliche Maß-
nahmen 

228.586,00 154.466,00 74.120,00 

Beihilfeverpflichtungen 
gegenüber Beamten u. 
Arbeitnehmern 

902.047,00 909.447,00 -7.400,00 

Summe 6.264.006,00 5.935.166,00 328.840,00 
 
Gemäß § 41 Abs. 6 GemHVO sind Rückstellungen für beamtenrechtliche Pensi-
onsverpflichtungen und solche aufgrund von vertraglichen Ansprüchen zum Bar-
wert der erworbenen Versorgungsansprüche nach dem Teilwertverfahren gem. § 
6 a Abs. 3 EStG mit einem Rechnungszinssatz von 6 % anzusetzen.  
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Die Berechnung der Pensionsverpflichtungen erfolgte auf Grundlage der Heu-
beck´schen Richttafeln 2005 (Generationentafeln) und einem Rechnungszinssatz 
von 6 %.  
 
Die Berechnung der Pensionsrückstellungen gründet auf den vom Fachdienst All-
gemeine Verwaltung - Personal gemeldeten Dezember-Monatswerten 2023. Wir 
haben die Datengrundlage stichprobenartig geprüft. Dabei haben sich keine Fest-
stellungen ergeben. 
 

Beihilferückstellungen 

Nach der Hessischen Beihilfenverordnung bestehen für Beamte, Versorgungs-
empfänger und Hinterbliebene Rechtsansprüche auf Beihilfen, solange sie 
Dienst- oder Versorgungsbezüge erhalten. Für diesen Personenkreis werden 
Beihilferückstellungen für die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem aktiven 
Dienst gebildet.  
 
Gem. Nr. 10 b) der Hinweise zu § 39 GemHVO können für die Berechnung der 
Rückstellungen die Durchschnittswerte der tatsächlichen Beihilfeaufwendungen 
in den vorangegangenen drei Haushaltsjahren herangezogen werden. Die Er-
mittlung der Verpflichtung zur künftigen Beihilfeleistung an Pensionäre und Hin-
terbliebene erfolgte ebenfalls auf Grundlage der Heubeck´schen Richttafeln 
2005 nach dem versicherungsmathematischen Teilwertverfahren mit einer Ab-
zinsung von 5,5 %, orientiert an § 6 EStG. Auch hier wurde die Berechnung der 
Beihilferückstellungen anhand der von der Versorgungskasse vorgegebenen 
Daten durchgeführt. Uns wurden die Berechnungsgrundlagen vorgelegt, die wir 
stichprobenartig prüften. Zur Rechtmäßigkeit der Berechnung haben sich keine 
Feststellungen ergeben. 
 
Die Gemeinde Trebur verwendet für Beihilferückstellungen das SK 3730000 da-
bei handelt es sich nach dem erläuterten Verwaltungskontenrahmen um die Bei-
hilfeverpflichtungen gegenüber Beamten und Arbeitnehmern. Es sind aus-
schließlich aktive Beschäftigte damit gemeint. Für inaktive Beschäftigte, also 
Versorgungsempfänger ist das Sachkonto 3720000 vorgesehen. Dieses wird 
von der Gemeinde nicht verwendet. Damit widerspricht die Gemeinde in Ihrem 
Handeln den verbindlichen Vorgaben des Verwaltungskontenrahmens nach 
Muster 12 der GemHVO. Wir schlagen deshalb vor, zukünftig das Sachkonto 
3720000 für die Beihilfeverpflichtungen von Versorgungsempfängern anzulegen 
und zu verwenden. 
 
Außerdem haben wir festgestellt, dass die Zuführung und Auflösung der Beihil-
ferückstellungen im Konto nicht getrennt ausgewiesen werden. Hierzu verwei-
sen wir auf den folgenden Abschnitt „Rückstellungen für Altersteilzeit“. Der dort 
beschriebene Sachverhalt verhält sich synonym zu dem hiesigen.  
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Rückstellungen für Altersteilzeit 

Bei der Prüfung des Sachkontos 3710000 Rückstellungen für Altersteilzeit ha-
ben wir festgestellt, dass die Abbildung der Zuführung und Auflösung von Rück-
stellungen im Konto nicht getrennt erfolgen, sondern die Positionen verrechnet 
wurden.  
 
Nach Rücksprache mit dem Fachdienst Allgemeine Verwaltung - Personal wurde 
uns mitgeteilt, dass dies aufgrund der Prüfungen der Jahre 2017-2021 durch die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon veranlasst wurde. Wir haben dort 
Rücksprache gehalten und sind zu dem Eindruck gelangt, dass Curacon nur die 
Verrechnung von Zuführung und Inanspruchnahme empfohlen hat. Bei einer 
Auflösung der Rückstellung, wenn der Rückstellungsgrund entfallen ist, besteht 
diese Empfehlung nicht, da es sich hier um eine Ertragsbuchung handeln muss.  
 
Wir stellten dann fest, dass es auch im Jahr 2023 keine Auflösung der Beihilfe 
und Altersteilzeitrückstellungen gegeben hat. Vielmehr handelt es sich um Inan-
spruchnahmen. Wir empfehlen die Definitionen im Buchungsbeleg und den Be-
rechnungsgrundlagen entsprechend zu ändern um solche Missverständnisse zu 
vermeiden. 
 

Weitere Feststellungen  

Im Jahresabschluss sind zum Bilanzstichtag folgende Pflichtrückstellungen nicht 
gebildet worden: 

 Rückstellung für drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährleistungen 
und anhängigen Gerichtsverfahren und 

 Rückstellung für drohende Verluste aus schweb. Rechtsgeschäften 

 
Im Jahresabschluss sind zum Bilanzstichtag folgende freiwillige Rückstellungen 
nicht gebildet worden:  

 Rückstellung für Urlaub und geleistete Überstunden  
 Rückstellung für Leistungsorientierte Bezahlung 
 Rückstellung für die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen 
 Rückstellung für die Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses  

 
Diese Rückstellungen sollten zur Ermittlung des Reinvermögens (Vollständig-
keitsprinzips), der Periodenabgrenzung, der finanziellen Vorsorge und der Ent-
wicklung von Risikobewusstsein gebildet werden. Die Anzahl der Tage für Rest-
urlaub und die Überhänge im Bereich der Überstunden und Lebensarbeitszeit-
konten erreichen hessenweit einen beachtlichen Stand. Eine Statistik für die 
Gemeinde lag uns in den Prüfunterlagen nicht vor. Wir behalten uns vor in der 
nächsten Jahresabschlussprüfung diesen Sachverhalt zu untersuchen. Bereits 
jetzt empfehlen wir, um diesem Tatbestand entgegenzuwirken, zukünftig beste-
hende Resturlaubstage und Überstunden abzubauen und Rückstellungen für 
alle drei Bereiche aufzubauen.   
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4.3.4 Verbindlichkeiten 

 
Eine Verbindlichkeit ist gem. § 58 Nr. 35 GemHVO der Anspruch eines Dritten ge-
gen die Kommune aus einem Schuldverhältnis, die dem Grunde und der Höhe 
nach sicher ist. Das Schuldverhältnis kann aufgrund öffentlich-rechtlicher oder pri-
vatrechtlicher Grundlage bestehen. In einer Verbindlichkeitenübersicht sind die 
Verbindlichkeiten der Gemeinde nachzuweisen. Anzugeben ist der Gesamtbetrag 
zum Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres, die Restlaufzeit unterteilt in 
Laufzeiten bis einschließlich einem Jahr, über einem Jahr bis einschließlich fünf 
Jahren und über fünf Jahren, § 52 Abs. 2 GemHVO. Der Wertansatz erfolgt zum 
voraussichtlichen Rückzahlungsbetrag.  
 
Auf die Verbindlichkeitenübersicht aus dem Anhang zum JA 2023 wird verwie-
sen. 
 
Die Verwaltung hat uns die Saldenabstimmung, den Verbindlichkeitenspiegel 
gem. §§ 49 Abs. 4 Nr. 4, 52 Abs. 2 GemHVO sowie die begründenden Unterla-
gen zur Prüfung vorgelegt. Zusätzlich haben wir uns Belege auch über den Rech-
nungsworkflow gezogen.  
 

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 

Die einzelnen Bestände sind durch Saldenbestätigungen der Kreditgeber nachge-
wiesen. Die Restlaufzeiten der jeweiligen Kredite sind in der von der Finanzver-
waltung erstellten Verbindlichkeitenübersicht gem. § 52 Abs. 2 GemHVO in der 
Anlage des Jahresabschlusses 2023 aufgeführt.  
 
Wir haben alle Saldenbestätigungen bzw. Stichtagsauszüge der Banken mit den 
Auszügen aus dem Buchhaltungsprogramm abgeglichen. Alle Nachweise wurden 
lückenlos dokumentiert und geprüft.  
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten.  
 

Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschüssen 

Wir haben aus den Positionen Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschüs-
sen sowie aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben eine risikoorientierte Prü-
fung vorgenommen und 10 % des Saldos als Prüfvolumen untersucht.  
 
Die Verwaltung hat uns die Saldenabstimmung, den Verbindlichkeitenspiegel 
gem. §§ 49 Abs. 4 Nr. 4, 52 Abs. 2 GemHVO sowie die begründenden Unterla-
gen zur Prüfung vorgelegt. Zusätzlich haben wir uns Belege auch über den Rech-
nungsworkflow gezogen. Die geprüften Konten waren unauffällig, der Verbindlich-
keitenspiegel stimmte mit den Auswertungen des Buchhaltungsprogrammes 
überein. Wir haben keine Differenzen zwischen den ausgewiesenen Bilanzwerten 
und den Einzelnachweisen in den Stichproben festgestellt.  
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Die Abstimmung von Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen, hier den Tilgungs-
beträgen mit den Konten bzw. Ergebnissen in der Finanzrechnung wurden durch-
geführt.  
 
Die Prüfung ist ohne Beanstandung abgeschlossen. 
 

Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistungen 

Als Verbindlichkeiten aus LuL sind sämtliche Verpflichtungen auszuweisen, bei 
denen die Kommune Leistungsempfänger ist, wenn der Vertragspartner seinen 
Teil der Leistung bereits erbracht hat und die eigene Gegenleistung, in der Regel 
die Zahlung, noch aussteht. 
 
In unserer Prüfung haben wir die offenen Kreditorenposten zum Jahresende 2023 
mit den Buchungen in 2023 überprüft. Wir haben festgestellt, dass erfolgswirk-
same Buchungen, insbesondere Wertberichtigungen richtig ermittelt und in der 
Ergebnisrechnung dargestellt wurden. Die Begleichung erfolgte in den Stichpro-
ben durch Inbetriebnahmen, die Auszahlung des Sicherheitseinbehalts nach der 
Leistungsphase 9 oder Rechnungen die erst zum Ende 12/23 gestellt und dann 
im Laufe des 01/24 ausgezahlt wurden.  
 
Es bestehen auch Verbindlichkeiten in unwesentlicher Auswirkung aus den Vor-
jahren, die noch immer offen sind. Diese befinden sich, nach Aussage der Ver-
waltung in Klärung und werden regelmäßig überwacht. Von unserer Seite werden 
diese auch in den künftigen Jahresabschlussprüfungen nachvollzogen. 
 

Sonstige Verbindlichkeiten 

In der Prüfung der sonstigen Verbindlichkeiten in diesem Jahresabschluss ist uns 
aufgefallen, dass die Verwendung von Mehrerträgen aus dem Vorjahr für das 
Trebur Open Air verbucht wurden. Wir haben die Vorgehensweise bei der Verwal-
tung rückgesprochen.  
 
Zunächst haben wir geprüft ob ein Haushaltsvermerk nach § 19 GemHVO für die 
Zweckbindung der Mehrerträge beim Trebur Open Air besteht. Dies ist nicht der 
Fall. Ein Haushaltsvermerk würde außerdem nicht über das Haushaltsjahr hinaus 
gelten.  
 
Der im Jahr 2023 erwirtschaftete Ertrag wurde, unter der Begründung es handele 
sich um eine erhaltene Anzahlung, als Verbindlichkeit gebucht. Nach unserer Auf-
fassung spricht man von einer erhaltenen Anzahlung, wenn es sich um die Vor-
leistung eines Auftraggebers auf eine ausstehende Lieferung oder Leistung han-
delt. Die Leistung des Trebur Open Air wurde jedoch im Vorjahr erbracht. Übrig 
gebliebene Erträge sind als ebendiese zu buchen. Wenn die Verwendung dieser 
Erträge zweckgebunden für das nächste Jahr beschlossen wird, wäre dann die 
zweckgebundene Rücklage die entsprechende Bilanzposition. Hier ist – auch für 
die Zukunft – zu beachten, dass im Jahresabschluss kein Fehlbetrag ausgewie-
sen ist, der nach § 23 GemHVO vorrangig durch Mehrerträge hätte ausgeglichen 
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werden müssen. Im Berichtsjahr weist der Jahresabschluss keinen Fehlbetrag 
aus, somit wäre die Buchung in die zweckgebundene Rücklage möglich. 
 
Wir kommen zu dem Ergebnis, dass die Verbindlichkeiten vollständig erfasst sind. 
Die bereitgestellten Unterlagen, wie Kontoauszüge und Belege haben wir gesich-
tet.  
 
Es bestehen keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
  
 

4.3.5  passiver Rechnungsabgrenzungsposten (pRap) 

Als passive Rechnungsabgrenzungsposten (pRAP) sind Einnahmen vor dem Ab-
schlussstichtag auszuweisen, die einen Ertrag für eine bestimmte Zeit nach dem 
Abschlussstichtag darstellen. Sie sind Verbindlichkeiten besonderer Art. Passive 
Rechnungsabgrenzungsposten werden auf der Passivseite der Bilanz ausgewie-
sen. Im Rahmen des risikoorientierten Prüfansatzes haben wir die Bildung von 
passiven Rechnungsabgrenzungsposten für den Bereich der Grabnutzungsge-
bühren geprüft. Die Bildung erfolgt zeitnah zum Entstehungszeitpunkt und wird 
damit korrekt in der Buchhaltung ausgewiesen.  

 
Die Abgrenzung der Grabnutzungsgebühren wurde in Stichproben gesichtet. 
Hierbei stellten wir fest, dass die Abgrenzungen ausnahmslos korrekt zu den je-
weiligen Monaten ihrer Entstehung abgegrenzt wurden, sodass in dieser Position 
keine Beanstandungen bestehen. 

 
 

4.4  Ergebnisrechnung 

Gerade in der Ergebnisrechnung kommt der risikoorientierte Prüfansatz zum 
Tragen. Durch die Vielzahl an Buchungen ist eine aussagefähige Prüfung nur 
möglich, wenn sachgerecht Stichproben gezogen werden. Vorliegend wurden 
die Stichproben so ausgewählt, dass die gesamten Risiken mit hoher Wahr-
scheinlichkeit abgedeckt und damit eine verlässliche Aussage getroffen werden 
konnte. So wurden nicht nur die betragsmäßig hohen Buchungen als Stichprobe 
gezogen, sondern auch kleinere gezielt ausgesucht. Es wurde darauf geachtet, 
dass bei der Stichprobenauswahl sowohl das Buchungsvolumen als auch die 
Menge der Buchungen innerhalb der einzelnen Positionen der Ergebnisrech-
nung abgedeckt sind.  
Die im Jahresabschluss aufgeführten Ertrags- und Aufwandskonten sind von uns 
dahingehend geprüft worden, ob 
 
 die geplanten Ansätze annähernd erreicht werden konnten, also richtig ge-
plant waren, 
 periodengerecht gebucht wurde, 
 kontengenau gebucht wurde, 
 der zu buchende Sachverhalt richtig beschrieben war und 
 ob Korrekturen auf den Ergebniskonten richtig durchgeführt wurden. 
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Als fortgeschriebene Ansätze sind die Planwerte des Ergebnishaushaltes unter 
Berücksichtigung etwaiger Veränderungen durch einen Nachtragshaushaltsplan, 
durch die aus dem Vorjahr übertragenen Budgetansätze und durch gem. § 100 
HGO beschlossene über- und außerplanmäßige Aufwendungen zu verstehen1. 
 
 

4.4.1  Erträge 

 
Steuern und steuerähnliche Erträge aus gesetzlichen Umlagen 

Steuern sind Erträge, die keine Gegenleistung für eine besondere Leistung dar-
stellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von 
Einnahmen auferlegt werden. 
 
Im Jahresabschluss 2023 schloss diese Ergebnisrechnungsposition mit 
22.028.911,41 € ab. Damit erhöht sich die Ertragsposition im Vergleich zum 
Vorjahr um 2.232.757,53 €. Eine Steigerung in ähnlicher Höhe haben wir auch 
schon im Vergleich 2022 mit dem Vorjahr festgestellt. Auch in der Haushaltspla-
nung für 2023 wurde der Ansatz nur sehr vorsichtig bewertet. Das wird von der 
Verwaltung damit begründet, dass die positive Entwicklung der Gewerbesteuer 
nicht absehbar war. 
 
Der Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer beträgt 11.070.158,20 € und hat 
sich im Vergleich zum Vorjahr um 582.575,56 € erhöht. 
  
Die Gemeindeanteile an der Umsatzsteuer und der Grundsteuer A haben sich 
nur unwesentlich zum Vorjahr verändert. 
 
Dagegen steigert sich der Anteil an der Grundsteuer B um 574.241,59 € auf 
3.512.579,16 €. 
 
Große Veränderungen ergeben sich bei der Gewerbesteuer. Hier erhöht sich 
der Anteil von 5.595.232,94 € im Jahr 2022 auf 6.667.272,93 € im Berichtsjahr. 
Das bedeutet eine Steigerung von 1.072.039,99 €. 
 
Die Hebesätze für Grundsteuer A und B sowie Gewerbesteuer haben sich im 
Vergleich zum Vorjahr nicht verändert.  
 
Es bestehen keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
 
  

                                                      
1 Kröckel in: Gemeindehaushaltsrecht Hessen, Hrsg.: Amerkamp, Kröckel, Rauber, § 46, Rn. 6, Stand 07.2015. 
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4.4.2  Aufwand 

 
Steueraufwendungen einschl. Aufwendung aus gesetzlichen Umlageverpflichtun-
gen 

Steueraufwendungen haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 226.430,59 € ver-
mindert. Dies entstand überwiegend durch eine Entnahme aus der Rücklage der 
Kreis- und Schulumlage. Die Rücklage als Bestandteil des Eigenkapitals wurde in 
der Vergangenheit angelegt um im Fall des erhöhten Aufwandes entsprechend 
gegenzusteuern. Weiterhin werden Mehraufwendungen in der Gewerbesteuer- 
und der Heimatumlage sowie eine Spitzabrechnung der Umlage an den ÖPNV 
benannt.  
 

 2022 in € 2023 in € Veränderung in € 

Kreisumlage 6.719.414,00 7.347.325,00 627.911,00 
Entnahme Rücklage 
Kreisumlage 

 533.200,00  

Zuführung Rücklage 
Kreisumlage 

499.302,95   

Schulumlage 4.224.308,00 4.619.059,00 394.751,00 
Entnahme Rücklage 
Schulumlage 

 335.200,00  

Zuführung Rücklage 
Schulumlage 

313.968,26   

Heimatumlage 297.685,40 350.870,51 53.185,11 
Aufwand aus steuer-
ähnlichen Umlagen an 
Zweckverbände 

272.791,00 503.633,00 230.842,00 

Gewerbesteuerumlage 479.033,98 564.619,21 85.585,23 
 
Es ergaben sich keine Beanstandungen an den ausgewiesenen Werten. 
 
 

4.5  Ergebnisse der vorgezogenen Technischen Prüfung 

Feststellungen des Technischen Prüfers - ob bei Ingenieur- und Firmenleistun-
gen, sowie der Abwicklung von Vergabeverfahren die geltenden Vorschriften der 
VOB, der DIN- Normen und der HOAI eingehalten wurden - sind nicht Bestandteil 
des Berichts bzw. des Prüfungsvermerks. Der Bericht des technischen Prüfers 
wurde vorab der Verwaltung vorgelegt.  
 
 

4.6  Jahresabschluss 

Die Vermögensrechnung, die Ergebnisrechnung sowie die Finanzrechnung sind 
den gesetzlichen Vorschriften entsprechend gegliedert. Die Vermögensgegen-
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stände und die Schulden sowie das Kapital, die Sonderposten, die Bilanzierungs-
hilfen und die Rechnungsabgrenzungsposten wurden nach den gesetzlichen 
Bestimmungen sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt 
und bewertet, für erkennbare Risiken wurden Rückstellungen in ausreichendem 
Maße gebildet. 
 
Die Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wurden entsprechend 
der von den Gemeindeverordneten festgesetzten Wertgrenzen einzeln in der Teil-
finanzrechnung ausgewiesen. 
 
Der Anhang enthält gem. § 50 GemHVO die notwendigen Erläuterungen der Ver-
mögensrechnung, der Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung. Insbesondere 
die von der Gemeinde angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 
wurden anhand der vorliegenden Unterlagen geprüft. 
 
In den meisten Teilhaushalten wurden interne Leistungsbeziehungen im Sinne ei-
ner Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) dargestellt. Gemäß § 14 GemHVO be-
stimmt die Gemeinde selbst die Ausgestaltung der KLR nach ihren örtlichen Be-
dürfnissen. Im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit sollten die Grund-
lagen der Kosten- und Leistungsrechnung abgestimmt werden, um so den Be-
dürfnissen künftiger möglicher interkommunaler Leistungsvergleiche (Benchmar-
king) Rechnung tragen zu können. 
 
Die Revision kommt zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2023 ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften 
Unterlagen abgeleitet worden ist und den gesetzlichen Vorschriften, den sie er-
gänzenden Satzungen und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen ent-
spricht.  
 
Aus den im Bericht unter den Pos. 4 erläuterten Feststellungen ergeben sich 
keine schwerwiegenden Mängel, die eine nachträgliche Veränderung des Jahres-
abschlusses notwendig machen. 
 
 

4.6.1  Rechenschaftsbericht 

Der Rechenschaftsbericht hat sowohl eine Informations- als auch eine Rechen-
schaftsfunktion. Er soll den Jahresabschluss ergänzen, da dieser einschließlich 
der Erläuterungen im Anhang nur begrenzt ermöglicht, die tatsächliche Lage der 
Gemeinde zu erkennen. 
 
Im Rechenschaftsbericht sind gem. § 51 GemHVO der Verlauf der Haushaltswirt-
schaft und die Lage der Gemeinde unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der 
stetigen Erfüllung der Aufgaben so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird. Dabei sind die wesentlichen Er-
gebnisse des JA und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von den 
Haushaltsansätzen zu erläutern und eine Bewertung der Abschlussrechnungen 
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vorzunehmen. Ferner sollen auch Angaben über den Stand der Aufgabenerfül-
lung mit den Zielsetzungen und Strategien, Vorgänge von besonderer Bedeutung, 
die nach dem Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, die voraussichtliche 
Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von besonderer Bedeu-
tung (zugrundeliegende Annahmen sind anzugeben) und wesentliche Abweichun-
gen zwischen geplanten und tatsächlich durchgeführten Investitionen gemacht 
werden. 
 
Der Rechenschaftsbericht liegt dem Jahresabschluss zum 31.12.2023 bei. Er ist 
nach unserer Auffassung klar definiert und strukturiert. Die Erläuterungen tragen 
dazu bei, dass auch die Gremien entsprechende Vorstellungen von der Gemein-
dewirtschaft erhalten. Die Entwicklung der wesentlichen Ergebnisse sind im Re-
chenschaftsbericht dargestellt.  
 
Der Rechenschaftsbericht entspricht nach den bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnissen den gesetzlichen Vorschriften. 
 
Wir empfehlen aber, für die Darstellung von Chancen und Risiken der künftigen 
Entwicklung relevante Steuerungsinformationen wie einen Zeitvergleich und dar-
aus ableitende Trends aufzunehmen. In die Analyse sollten, soweit sie bedeut-
sam sind, die produktorientierten Ziele und Kennzahlen einbezogen, Entwicklun-
gen der herausragenden Kostenarten dargestellt sowie maßgebliche Preis- oder 
Nachfrageänderungen prognostiziert werden. Dies war gerade im Hinblick auf die 
Schwierigkeiten die alle Kommunen während der Pandemie bewältigen mussten 
von Bedeutung.  
 
Der Revision sind keine nach Schluss des Haushaltsjahres eingetretenen Vor-
gänge von besonderer Bedeutung bekannt geworden, über die zu berichten wäre. 
 
 

5.  eingeschränkter BESTÄTIGUNGSVERMERK 

 
Die Aufgabe der Revision ist es, auf der Grundlage der durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Rechenschaftsbericht abzugeben. 
 
Die Jahresabschlussprüfung wurde nach § 128 Abs. 1 HGO und in Anlehnung an 
die Prüfungsstandards des IdR vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Rechenschaftsbericht vermittelten Bil-
des der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage wesentlich auswirken, 
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der Gemeinde sowie die Erwartungen über mögliche Feh-
ler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
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nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die An-
gaben der Buchführung, Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht überwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen 
des Gemeindevorstands sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-
resabschlusses und des Rechenschaftsberichts. Die Revision ist der Auffassung, 
dass die Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für die Beurteilung bildet. 
 
Die Prüfung hat zu der unter Punkt 4.2.1 wesentlichen Feststellungen geführt. Die 
Problematik wird über die Jahre weitergetragen und weiterhin als nicht regelkon-
forme Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage angesehen. Die Kor-
rektur die wir bereits bei der Prüfung 2016 empfohlen haben ist bis zum Berichts-
jahr nicht umgesetzt.  
 
Nach der Beurteilung der Revision entspricht der Jahresabschluss bis auf die 
oben genannte Ausnahme den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden 
Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-
nanzlage der Gemeinde. 
 

Der Rechenschaftsbericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gemeinde und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Groß-Gerau, den 05.03.2025 
 
 
 

(Quante) 
Revisorin 
 

Der vorstehende Prüfungsbericht wird in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Vorschriften und in Anlehnung an die Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstat-
tung bei Abschlussprüfungen (vgl. IdR L 260) erstattet. 

 
Groß-Gerau, den 05.03.2025 

Revision des Kreises Groß-Gerau 

 
 
 

 (Fiederer) 
 Leiter der Revision 
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